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Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Siebten Gesetzes zur 
Änderung von Verbrauchsteuergesetzen (7. VStÄndG)

vielen Dank für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Referentenent­
wurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 
(7. VStÄndG), mit dem die Umsetzung von drei Richtlinien der 
Europäischen Union im Bereich der Verbrauchsteuern erfolgt.

Der BDI begrüßt insbesondere die sorgfältige Umsetzung der Verbrauch­
steuer-Systemrichtlinie, die einige Erleichterungen für die Unternehmen 
umfasst. Darüber hinaus haben wir keine weiteren Anmerkungen zur Um­
setzung der drei Richtlinien.

Dennoch möchten wir die anstehenden Gesetzesänderungen nutzen, um für 
eine Aufnahme des bereits mit Ihnen diskutierten Änderungsbedarfs der 
Stromsteuergesetzgebung in das aktuelle Gesetzgebungsverfahren zu wer­
ben.

Wie bereits ausgeführt, bedarf es einer klaren Regelung zur Bestimmung 
des Versorgerstatuts zur Vermeidung von Doppelbesteuerungen im Aufbau 
von Ladesäuleninfrastrukturen. Hierzu wäre es notwendig festzulegen, dass 
immer der erste „Versorger“ zum alleinigen Stromsteuerschuldner würde 
und alle folgenden Beteiligten eine Ausnahme nach § la StromStV nutzen 
könnten. Für weitere Erläuterungen stellen wir Ihnen erneut die Darstellung 
der Ausgestaltung von Ladesäuleninfrastruktur in der Praxis zur Verfügung 
(Anlage 1).

Darüber hinaus regen wir für das laufende Gesetzgebungsverfahren eine 
weitere Anpassung der StromStV an, um die Steuerbefreiung der im Wege 
der Rekuperation und/oder auf E-Motorenprüfständen erzeugten Stroms si­
cherzustellen. Nach unserem Verständnis wollte der Gesetzgeber mit der
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Stromsteuerpflicht für Strom aus diesen Anlagen bewirken. Weitere Erläu­
terungen können Sie der ausführlichen Darstellung des Sachverhalts durch 
unseren Mitgliedsverband VDA entnehmen (Anlage 2).

Für Rückfragen stehen wir gern zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Anlagen
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Aktuelle Entwicklungen im Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur - Ausgestaltung in der Praxis  
 
Die Frage nach dem Steuerschuldner im Zusammenhang mit der Leistung von Ladestrom und dem Betrieb von Ladesäulen ist im Hinblick auf die aktuellen 
Entwicklungen im Ausbau der Ladeinfrastruktur nicht hinreichend klar regelt. Nach der StromStV ist eine praxisgerechte Ausnahmeregelung vom 
Versorgerstatus für einen Großteil der auf dem Markt aktiven Mobilitätsdienstleister bislang nicht vorgesehen. Diese ist aber notwendig, um eine 
rechtsichere Zuordnung des Versorgers in der Leistungskette zu bestimmen und eine doppelte oder mehrfache Zuordnung und damit Besteuerung zu 
vermeiden.  
 
Bislang regelt die StromStV Ausnahmen vom Versorger-Status für die Stromleistung innerhalb einer Kundenanlage (vgl. § 1a Abs. 1a sowie Abs. 4 Nr. 2 
StromStV), die die Stromleistung von Mobilitätsdienstleistern bzw. Betreibern von Ladepunkten („Charging Point Operator“ (CPO)) über an die Kundenanlage 
angeschlossene Ladesäulen erfassen können, bzw. die Stromleistung von reinen Mobilitätsdienstleistern / CPOs (vgl. § 1a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 StromStV). Das 
Betreiben von Ladeinfrastrukturen außerhalb von Kundenanlagen und die Stromleistung über solche Ladesäulen sowie die Stromleistung durch 
Mobilitätsdienstleister bzw. Betreibern von Ladepunkten (CPO), die auch noch andere Leistungen anbieten, fällt bislang unter keine dieser 
Ausnahmeregelungen.  
 
Im Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur spielen gerade diese beiden Sachverhalte („Stromleistung durch keine reinen Mobilitätsdienstleister/Charge Point 
Operator“ und „Stromleistung außerhalb von Kundenanlagen“) jedoch eine bedeutende Rolle. Die aktuellen Entwicklungen im Ausbau der 
Ladeinfrastruktur zeigen, dass zur Sicherstellung einer Ladeinfrastruktur Lieferketten mit zahleichen Beteiligten notwendig sind.  
 
A) Aktuelle Vertragsbeziehungen  

 
Eine Ladesäuleninfrastruktur basiert auf den folgenden wesentlichen Vertragsbeziehungen: 
 
I. Regelungen zum Netzanschluss der Ladeinfrastruktur 

 
1) Netzanschlussvertrag zwischen dem Verteilnetzbetreiber und dem Anschlussnehmer (d.h. dem Grundstückseigentümer) 
2) Anschlussnutzungsvertrag zwischen dem Verteilnetzbetreiber und dem Anschlussnutzer (d.h. dem Betreiber der Ladepunkte, wenn dieser nicht 

Grundstückseigentümer ist)  
3) Messstellenvertrag zwischen einem dritten Messstellenbetreiber und dem Anschlussnutzer (d.h. dem Betreiber der Ladepunkte, wenn dieser nicht 

Grundstückseigentümer ist) (vgl. § 5 MsbG) 
Bemerkung 1: Grundzuständige Messstellenbetreiber sind die Verteilernetzbetreiber (vgl. § 2 Nr. 4 MsbG). Diese schließen einen 
Messstellenvertrag grds. mit dem Anschlussnehmer. 
Bemerkung 2: Ab 01.01.2021 kann an Stelle des Anschlussnutzers der Anschlussnehmer unter bestimmten Voraussetzungen einen dritten 
Messstellenbetreiber auswählen (vgl. § 6 MsbG). 
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II. Regelungen zum Betrieb der Ladeinfrastruktur 

 
1) Ggf. Vertrag zwischen „Charging Station Owner“ (CSO) und dem Betreiber der Ladepunkte, dem „Charge Point Operator“ (CPO) 

Bemerkung: Im Ausgangsfall sind CSO und CPO unseres Erachtens personenidentisch, diese können sich jedoch auch unterscheiden. 
2) Ggf. Betriebsführungsvertrag zwischen dem Betreiber der Ladepunkte und einem Betriebsführer 

Bemerkung: Die Betriebsführung der Ladeinfrastruktur kann technische und/oder kaufmännische Aspekte umfassen.  
 

III. Regelungen zur Vermarktung und Nutzung der Ladeinfrastruktur 
 
1) Stromliefervertrag zwischen einem Stromlieferanten und dem Betreiber der Ladepunkte („Charge Point Operator“ (CPO)) 

Bemerkung: In Fällen von „Ad-hoc Charging“ / punktuelles Laden (§ 4 LSV) kann der CPO auch die Rolles eines MSP übernehmen.  
2) Netznutzungsvertrag zwischen einem Stromlieferanten (sog. Lieferantenrahmenvertrag) oder dem Betreiber der Ladepunkte (sog. separater 

Netznutzungsvertrag) und dem Verteilnerzbetreiber  
3)  „Zugangsvertrag“ zwischen einem Mobilitätsdienstleister („Mobility Service Provider“ MSP) und einem CPO 

Bemerkung: Ein MSP kann direkt mit einem CPO einen Vertrag schließen, der den Kunden des MSP den Zugang zur Ladeinfrastruktur des CPO 
ermöglicht (sog. „Zugangsvertrag“). Typischerweise verpflichtet sich der CPO dabei auch zur Belieferung des MSP mit Ladestrom, den der MSP 
wiederum seinen Kunden liefert. 

4) Vermittlungsverträge über Roaming-Plattformen 
Bemerkung: Roaming - Plattformen dienen dazu, CPO und MSP zusammenzubringen, damit diese direkt „Zugangsverträge“ abschließen können. 
CPOs erhalten so eine breitere Vermarktungsmöglichkeit ihrer Ladeinfrastruktur und MSP Zugriff auf eine Vielzahl an CPOs. Das Unternehmen, dass 
die Roaming - Plattform betreibt, erbringt somit nur eine Vermittlungsdienstleistung ohne selbst Teile der „Stromlieferkette“ zu werden. Roaming-
Plattformen agieren nur im B2B-Bereich. 

5) Stromliefervertrag zwischen Nutzer eines Ladepunktes und MSP über die Lieferung von Ladestrom und den Zugang zu Ladepunkten  
6) Neuer „Netznutzungsvertrag E-Mob“ (Laufendes Konsultationsverfahren der Bundesnetzagentur (BNetzA) unter Az. BK6-20-160) zwischen einem 

Verteilnetzbetreiber und einem CPO 
Bemerkung: Derzeit läuft ein Konsultationsverfahren bei der BNetzA zur Weiterentwicklung der Netzzugangsbedingungen Strom. Teil dieses 
Konsultationsverfahrens ist der Entwurf eines „Netznutzungsvertrag E-Mob“. Da der CPO im EnWG als Letztverbraucher festgelegt ist (vgl. § 3 Nr. 
25 Hs. 2 EnWG), müsste der jeweilige CPO diesen Vertrag stets mit dem Verteilnetzbetreiber abschließen. Mit dem „Netznutzungsvertrag E-Mob“ 
soll der Wettbewerb an öffentlichen Ladepunkten i.S.d. § 2 Nr. 9 LSV weiter geöffnet werden. Hierzu sollen jeder Nutzer eines Ladepunktes seinen 
Stromlieferanten frei wählen können (z.B. einen MSP oder seinen „Hausstromlieferanten“). Nicht von dem Festlegungsverfahren umfasst, ist das 
Vertragsverhältnis zwischen dem Nutzer eines Ladepunktes und dem jeweiligen CPO sowie einem Stromlieferanten. Dies bleibt weiterhin der 
individuellen Vereinbarung vorbehalten.  

 



Seite 3 
 

Gängige Vertragsgestaltungen bei der Nutzung von Ladeinfrastruktur 

I. Regelungen zum Netzanschluss der Ladeinfrastruktur  

Nr.  Verträge Bemerkungen Beteiligte Aufgaben und Pflichten der 
Vertragsparteien 

Stromsteuerrechtliche 
Einordnung 

I.1 Netzanschlussvertrag zwischen dem 
Verteilernetzbetreiber und dem 
Anschlussnehmer (d. h. dem 
Grundstückseigentümer) 

Anschlussnehmer kann der CPO selbst 
sein, wenn er Grundstückseigentümer ist 

Anschluss-
nehmer 

Der Anschlussnehmer (i.d.R. der 
Grundstückseigentümer) muss 
den Netzanschluss der 
Ladeinfrastruktur mit dem 
zuständigen Netzbetreiber 
vertraglich regeln.   

nicht relevant 

Verteilnetz-
betreiber 

Netzbetreiber an dessen Netz die 
Ladeinfrastruktur mittelbar oder 
unmittelbar angeschlossen ist. 

I.2 Anschlussnutzungsvertrag zwischen 
dem Verteilnetzbetreiber und dem 
Anschlussnutzer (d.h. dem Betreiber 
der Ladepunkte, wenn dieser nicht 
Grundstückseigentümer ist)  
 

Anschlussnutzer ist der CPO, wenn er 
nicht Grundstückseigentümer des 
Grundstückes ist, auf dem die 
Ladeinfrastruktur errichtet wurde. 

Anschluss-
nutzer 

Der CPO (der kein 
Grundstückseigentümer ist) 
schließt einen Vertrag über die 
Nutzung des Netzanschlusses für 
seine Ladeinfrastruktur 

nicht relevant 

Verteilnetz-
betreiber 

Netzbetreiber an dessen Netz die 
Ladeinfrastruktur mittelbar oder 
unmittelbar angeschlossen ist. 

I.3 Messstellenvertrag zwischen einem 
dritten Messstellenbetreiber und 
dem Anschlussnutzer (d.h. dem 
Betreiber der Ladepunkte, wenn 
dieser nicht Grundstückseigentümer 
ist (vgl. § 5 MsbG))  

Bemerkung 1: Grundzuständige 
Messstellenbetreiber sind die 
Verteilernetzbetreiber (vgl. § 2 Nr. 4 
MsbG). Diese schließen einen 
Messstellenvertrag grds. mit dem 
Anschlussnehmer. 
 
Bemerkung 2: Ab 01.01.2021 kann an 
Stelle des Anschlussnutzers der 
Anschlussnehmer unter bestimmten 
Voraussetzungen einen dritten 
Messstellenbetreiber auswählen (vgl. § 6 
MsbG).  

Dritter 
Messstellen-
betreiber 

Derjenige, der die Aufgabe des 
Messstellenbetriebs durch 
Vertrag nach § 9 MsbG 
wahrnimmt und nicht der 
grundzuständige 
Messstellenbetreiber ist. 

nicht relevant 

CPO als 
Anschluss-
nutzer 

Anschlussnutzer hat das Recht, 
den Messstellenbetrieb i.S.d. § 3 
MsbG per Vertrag durch einen 
Dritten durchführen zu lassen (vgl. 
§ 5 Abs. 1 MsbG). Verantwortlich 
für Installation, Service und 
Wartung der Ladestation. 

 
  



Seite 4 
 

 
II. Regelungen zum Betrieb der Ladeinfrastruktur  

Nr.  Verträge Bemerkungen Beteiligte Aufgaben und Pflichten der 
Vertragsparteien 

Stromsteuerrechtliche 
Einordnung 

II.1 Vertrag zwischen „Charging Station 
Owner“ (CSO) und dem Betreiber der 
Ladepunkte, dem „Charge Point 
Operator“ (CPO) 

Im Ausgangsfall sind CSO und CPO unseres 
Erachtens personenidentisch, diese 
können sich jedoch auch unterscheiden. 
 
CSO und CPO können auseinanderfallen, 
wenn der CSO seine Ladeinfrastruktur 
einem CPO vertraglich zum Betrieb 
überlässt (z.B. Anlagenverpachtung).  

CSO Eigentümer der Ladeinfrastruktur, 
vermietet oder verpachtet an 
CPO. 

nicht relevant 

CPO Wer unter rechtlichen, 
wirtschaftlichen und tatsächlichen 
Umständen bestimmenden 
Einfluss auf den Betrieb eines 
Ladepunkts hat (vgl. § 2 Nr. 12 
LSV) 

II.2 Betriebsführungsvertrag zwischen 
dem Betreiber der Ladepunkte und 
einem Betriebsführer 
 

Die Betriebsführung der Ladeinfrastruktur 
kann technische und/oder kaufmännische 
Aspekte umfassen.  
 
CPO’s, die nicht über die technische 
und/oder kaufmännische Fachkenntnis 
zum Betrieb der Ladeinfrastruktur 
verfügen, können einen Betriebsführer 
engagieren. 

Betriebsführer Übernimmt (kaufmännische) 
Vermarktung und/oder die 
(technische) Betriebsführung der 
Ladeinfrastruktur 

Offene Fragestellung, wem 
die Stromlieferung 
zugeordnet wird. Dies 
sollte eindeutig geregelt 
werden.   CPO Wer unter rechtlichen, 

wirtschaftlichen und tatsächlichen 
Umständen bestimmenden 
Einfluss auf den Betrieb eines 
Ladepunkts hat (vgl. § 2 Nr. 12 
LSV) 
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III. Regelungen zur Vermarktung und Nutzung der Ladeinfrastruktur  

Nr.  Verträge Bemerkungen Beteiligte Aufgaben und Pflichten der 
Vertragsparteien 

Stromsteuerrechtliche 
Einordnung 

III.1 Stromliefervertrag zwischen einem 
Stromlieferanten und dem Betreiber 
der Ladepunkte („Charge Point 
Operator“, bzw. CPO)  

In Fällen von Ad-hoc Charging/punktuelles 
Laden (§ 4 LSV) kann der CPO auch die 
Rolles eines MSP übernehmen. 

Strom-lieferant Tatsächliche Versorgung der 
Ladesäule mit Strom 

Der Stromlieferant leistet 
Strom an den CPO und 
schuldet die Stromsteuer. 
Der CPO/MSP leistet 
Strom an Kunden, kann 
aber grds. die Ausnahme 
nach § 1a Abs. 2 Satz1 Nr. 
2 StromStV geltend 
machen, wenn der 
CPO/MSP nicht aus 
anderen Gründen schon 
Versorger ist. In dem Fall 
müsste aufwendig die 
Abgrenzung der 
Ladestrommengen 
erfolgen. 

CPO Wer unter rechtlichen, 
wirtschaftlichen und tatsächlichen 
Umständen bestimmenden 
Einfluss auf den Betrieb eines 
Ladepunkts hat (vgl. § 2 Nr. 12 
LSV); 
CPO benötigt Strom grds. für 
Eigenbedarf der Ladesäule und 
um seine gesetzliche Pflicht zum 
„ad-hoc Charging“ aus § 4 LSV 
(Stromlieferung an Nutzer) 
umzusetzen. Zudem kann er den 
Strom an MSP veräußern. 

III.2 Netznutzungsvertrag zwischen 
einem Stromlieferanten (sog. 
Lieferantenrahmenvertrag) oder 
dem Betreiber der Ladepunkte (sog. 
separater Netznutzungsvertrag) und 
dem Verteilnerzbetreiber   

Letztverbraucher i.S.d. EnWG ist kraft 
Gesetzes der Ladepunkt(-betreiber) (vgl. § 
3 Nr. 25 EnWG). Der Netznutzungsvertrag 
wird daher grds. zwischen dem CPO, bzw. 
seinem Stromlieferanten und dem 
Verteilnetzbetreiber geschlossen. 

Netznutzer Netznutzer kann der 
Stromlieferant der betroffenen 
Entnahmestelle (bei sog. „All-Incl.-
Lieferung“) oder der CPO (bei 
separatem Netznutzungsvertrag) 
sein. 

nicht relevant 

Verteilnetz-
betreiber 

Netzbetreiber an dessen Netz die 
Ladeinfrastruktur mittelbar oder 
unmittelbar angeschlossen ist. 
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III. Regelungen zur Vermarktung und Nutzung der Ladeinfrastruktur  

Nr.  Verträge Bemerkungen Beteiligte Aufgaben und Pflichten der 
Vertragsparteien 

Stromsteuerrechtliche 
Einordnung 

III.3 „Zugangsvertrag“ zwischen einem 
Mobilitätsdienstleister („Mobility 
Service Provider (MSP) und einem 
CPO 

Ein MSP kann direkt mit einem CPO einen 
Vertrag schließen, der den Kunden des 
MSP den Zugang zur Ladeinfrastruktur des 
CPO ermöglicht (sog. „Zugangsvertrag“). 
Typischerweise verpflichtet sich der CPO 
dabei auch zur Belieferung des MSP mit 
Ladestrom, den der MSP wiederum seinen 
Kunden liefert. 

CPO 
 
 
 

Wer unterrechtlichen, 
wirtschaftlichen und tatsächlichen 
Umstände bestimmenden Einfluss 
auf den Betrieb eines Ladepunkts 
hat (vgl. § 2 Nr. 12 LSV) 

Hier besteht das Risiko der 
Doppelbesteuerung, wenn 
der CPO eine Ausnahme 
nach § 1a StromStV 
nutzen kann, der MSP 
dagegen Versorger ist. MSP Bietet seinen Kunden (regional, 

deutschland- bzw. europaweit) 
die Versorgung mit Ladestrom 
und einen einheitlichen Zugang 
zur Ladeinfrastruktur an. 

III.4 Vermittlungsverträge über 
Roaming-Plattformen  

Roaming - Plattformen dienen dazu, CPO‘s 
und MSP zusammenzubringen, damit 
diese direkt „Zugangsverträge“ 
abschließen können. Die CPO’s erhalten so 
eine breitere Vermarktungsmöglichkeit 
ihrer Ladeinfrastruktur und MSP Zugriff 
auf eine Vielzahl an CPO. Das 
Unternehmen, dass die Roaming - 
Plattform betreibt, erbringt somit nur eine 
Vermittlungsdienstleistung ohne selbst 
Teile der „Stromlieferkette“ zu werden. 
Roaming-Plattformen agieren nur im B2B-
Bereich. 

CPO Wer unter rechtlichen, 
wirtschaftlichen und tatsächlichen 
Umständen bestimmenden 
Einfluss auf den Betrieb eines 
Ladepunkts hat (vgl. § 2 Nr. 12 
LSV) 

Die Roaming - Plattform ist 
von Stromlieferungen 
ausgenommen. Sie 
erbringt nur eine 
Vermittlungsleistung. Die 
Verträge über 
Stromlieferungen werden 
direkt zwischen den CPOs 
und MSPs geschlossen.  
 
  

Roaming-
Plattform 

Unternehmen, die diversen CPO 
und MSP eine Plattform zum 
direkten Vertragsschluss 
untereinander bieten (vgl. 
www.hubject.com).   

MSP Bietet seinen Kunden 
(regional, deutschland- bzw. 
europaweit) die Versorgung 
mit Ladestrom und einen 
einheitlichen Zugang zur 
Ladeinfrastruktur 
unterschiedlichster CPOs an. 

  

http://www.hubject.com/
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III. Regelungen zur Vermarktung und Nutzung der Ladeinfrastruktur  

Nr.  Verträge Bemerkungen Beteiligte Aufgaben und Pflichten der 
Vertragsparteien 

Stromsteuerrechtliche 
Einordnung 

III.5 Stromliefervertrag zwischen 
Nutzer eines Ladepunktes und 
MSP über die Lieferung von 
Ladestrom und den Zugang zu 
Ladepunkten 

 
MSP 
 

Bietet seinen Kunden 
(regional, deutschland- bzw. 
europaweit) die Versorgung 
mit Ladestrom und einen 
einheitlichen Zugang zu 
Ladeinfrastruktur 
unterschiedlichster CPO an. 

Der MSP wird 
Stromsteuerschuldner, 
wenn er schon aus 
anderen Gründen 
Versorger ist und der 
Ladepunkt befindet sich 
außerhalb einer 
Ladesäule. Problem: 
Hier entsteht die 
Stromsteuer auf 
dieselbe Strommenge 
ein weiteres Mal, wenn 
die Rollen vor dem MSP 
schon eine Ausnahme 
genutzt haben. Die 
mögliche Ausnahme des 
Betriebs einer Ladesäule 
innerhalb einer 
Kundenanlage dürfte 
nicht den Regelfall 
darstellen. 

Endkunde Vertragspartner des MSP und 
Nutzer eines Ladepunktes mit 
seinem Elektromobil.  
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III. Regelungen zur Vermarktung und Nutzung der Ladeinfrastruktur  

Nr.  Verträge Bemerkungen Beteiligte Aufgaben und Pflichten der 
Vertragsparteien 

Stromsteuerrechtliche 
Einordnung 

III.6 Neuer „Netznutzungsvertrag E-
Mob“ (Laufendes 
Konsultationsverfahren der 
Bundesnetzagentur (BNetzA) 
unter Az. BK6-20-160) zwischen 
einem Verteilnetzbetreiber und 
einem CPO 

Derzeit läuft ein 
Konsultationsverfahren bei der 
BNetzA zur Weiterentwicklung der 
Netzzugangsbedingungen Strom. Teil 
dieses Konsultationsverfahrens ist der 
Entwurf eines „Netznutzungsvertrag 
E-Mob“. Da der CPO im EnWG als 
Letztverbraucher festgelegt ist (vgl. § 
3 Nr. 25 Hs. 2 EnWG), müsste der 
jeweilige CPO diesen Vertrag stets mit 
dem Verteilnetzbetreiber abschließen. 
Mit dem „Netznutzungsvertrag E-
Mob“ soll der Wettbewerb an 
öffentlichen Ladepunkten i.S.d. § 2 Nr. 
9 LSV weiter geöffnet werden. Hierzu 
sollen jeder Nutzer eines Ladepunktes 
seinen Stromlieferanten frei wählen 
können (z.B. einen MSP oder seinen 
„Hausstromlieferanten“). Nicht von 
dem Festlegungsverfahren umfasst, ist 
das Vertragsverhältnis zwischen dem 
Nutzer eines Ladepunktes und dem 
jeweiligen CPO sowie einem 
Stromlieferanten. Dies bleibt 
weiterhin der individuellen 
Vereinbarung vorbehalten. 

  Dies erfordert dann die 
Anpassung im 
Stromsteuerrecht, dass 
immer zwingend der 
erste Versorger für die 
an die Ladesäule 
gelieferten Strom 
Stromsteuerschuldner 
wird.   
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B) Lösungsmöglichkeit; Beschreibung, wie die Mengen beim ersten Versorger in der Kette erfasst werden. 
 
Zur Vermeidung zweier Steuerschuldner für die gleiche Strommenge im Zusammenhang mit der Leistung von „Ladestrom“ und dem Betrieb von Ladesäulen 
ist die rechtssicherste und effizienteste Lösung für alle Beteiligten (Unternehmen, Verbraucher, Behörden, Gerichte), wenn der „erste“ Versorger zum 
alleinigen Stromsteuerschuldner würde und alle folgenden Beteiligten eine Ausnahme nach § 1a StromStV nutzen könnten. Der „erste“ Versorger ist dann 
der deutsche Stromlieferant, der den Strom physisch an die jeweilige Ladesäule liefert.  
 
Die Entnahmestelle Ladesäule stellt einen Entnahmepunkt aus dem regulierten Netz dar, den der lokale Netzbetreiber bei Entnahme aus dem Netz 
bestimmt/misst. Der Stromlieferant stellt dem CPO eine Rechnung mit dem an dem Entnahmepunkt entnommenen Strom, den der zuständige 
Messstellenbetreiber (grundzuständig ist hierfür der Netzbetreiber) geeicht gemessen und ihm mitgeteilt hat. Im Ergebnis kann an dem Entnahmepunkt aus 
dem regulierten Netz eindeutig die Strommenge bestimmt werden, die über die Ladesäule an die verschiedensten Abnehmer (national und ausländisch, 
Stromversorger, Nicht-Stromversorger) abgegeben wird. 
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mit der zum 01.07.2019 vorgenommenen Änderung des Stromsteuergesetzes 
(Gesetz zur Neuregelung von Stromsteuerbefreiungen sowie zur Änderung ener­
giesteuerrechtlicher Vorschriften vom 22. Juni 2019 (BGBl. 1 S. 856]] wurde u. a. 
die Stromsteuerbefreiung für Strom aus Anlagen, die weder erneuerbare Ener­
gie-, noch KWK-, noch Notstrom- und auch keine Stromerzeugungsanlagen auf 
Wasser-/Luft-/Schienenfahrzeugen sind, neu geregelt.

Durch die vorstehende Gesetzesänderung entfiel die bis zum 30.06.2019 in 
§ 9 Abs. 1 Nr. 3 StromStG-alt normierte Stromsteuerbefreiung für Strom aus An­
lagen mit einer elektrischen Nennleistung von bis zu 2 MW. Dies hat(te] zur 
Folge, dass seit dem 01.07.2019 auch solche „Stromerzeugungsanlagen" in den 
stromsteuerrechtlichen Fokus rücken, die bis dahin in der Praxis stromsteuer­
rechtlich nur von sehr untergeordneter Relevanz waren, da die entsprechenden 
Anlagen unstreitig unter die Steuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 StromStG-alt 
fielen.

Zu den letztgenannten Anlagen gehören u. a. sogenannte „Rekuperationsanla- 
gen und Rekuperationsvorrichtungen“, die etwa in Aufzugsanlagen (Personen­
oder Lastenaufzüge], in Produktionsanlagen (z. B. Roboter in der industriellen 
Massenfertigung], in Test-Forschungsanlagen (auch Teststände für E-Motoren], 
sog. Rollenprüfständen oder Lagereinrichtungen (bspw. Regalbediengeräte in 
Hochregallagern] verbaut sein können. In diesen Fällen wird Energie aus Brems­
vorgängen (Abbremsen der Kabine des Aufzugs] bzw. aus kinetischer Energie 
mittels entsprechender Wechselrichter in elektrische Energie rückumgewandelt. 
Der im Wege der Rekuperation erzeugte Strom steht dann beispielsweise für das 
erneute „Anfahren“ des Aufzugs zur Verfügung oder trägt zur Energieversorgung
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des Gebäudes bei. Diese Anlagen werden alle nicht mit dem Ziel der Stromer­
zeugung betrieben, und die Erzeugung des Stroms spielt eine untergeordnete 
Rolle.

Durch die Neufassung von § 9 Abs. 1 Nr. 6 StromStG wäre bzw. ist der mittels 
Rekuperation erzeugte Strom - nach dem Wortlaut des Gesetzes - meist nicht 
stromsteuerfrei, da die entsprechenden Voraussetzungen (z. B. kein (un]mittel- 
barer Anschluss an das Netz der allgemeinen Versorger mit Strom] in der Regel 
nicht erfüllt werden. Die Betreiber entsprechender Anlagen müssten nach unse­
rem Verständnis den im Wege der Rekuperation erzeugten Strom der Versteue­
rung zuführen. Dies dürfte zu einem massiven Anstieg der Steuerschuldverhält­
nisse und einer Flut an neuen „Eigenerzeugern" quer durch alle Industriezweige 
führen oder schon geführt haben. Betroffen wären ggf. auch private Immobilien­
besitzer und Wohneigentümergemeinschaften, in deren Objekten z. B. entspre­
chende Aufzugsanlagen installiert sind. Hinzu kommt, dass die im Wege der Re­
kuperation erzeugten Strommengen in der Regel nicht oder nur mit unverhält­
nismäßigem Aufwand ermittelt werden können und dass es im Einzelfall um 
Stromsteuerbeträge im „Cent-Bereich“ gehen dürfte. Zu berücksichtigen ist zu­
dem, dass zur Erzeugung der kinetischen Energie bereits ein entsprechender 
Energieverbrauch stattgefunden hat. Diese Energie und der Strom Cz. B. in E-Mo- 
toren-Testständen] werden durch Strom erzeugt, der bereits versteuert wurde.

Einzelne Hauptzollämter haben Mitgliedsunternehmen bereits signalisiert, dass 
sie die im Wege der Rekuperation erzeugten Strommengen als steuerpflichtige 
Strommengen ansehen.

Nach unserem Verständnis wollte der Gesetzgeber mit der Neufassung des 
§ 9 Abs. 1 Nr. 6 StromStG zum 01.07.2019 keine Stromsteuerpflicht für Strom aus 
den oben erwähnten Rekuperationsanlagen bewirken. Um dies zu verdeutlichen 
und eine bundesweit einheitliche Rechtsanwendung sicherzustellen, bedarf es 
unseres Erachtens dringend einer entsprechenden Klarstellung durch kurzfris­
tige Anpassung der Stromsteuerdurchführungsverordnung (StromStV] oder im 
Erlasswege.

Für Rückfragen und einen weiterführenden Austausch stehen wir gerne zur Ver­
fügung.

Mit freundlichen Grüßen
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Dr. Kurt-Christian Scheel 
Geschäftsführer

Dr. Karoline Kampermann 
Leiterin Abteilung Steuern und Zölle


